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1. Teil: 
Allgemeines 

I. Problemstellung 

1. "Außen"beziehungen von grundrechtlichen Regelungen 
nur ungenügend erfaßt 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland enthält als zentra-
len Regelungskomplex1 Bestimmungen über Grundrechte, die das staatliche 
und gesellschaftliche Geschehen in der Bundesrepublik Deutschland recht-
lich ordnen. Insoweit besteht eine umfangreiche verfassungsrechtliche 
Dogmatik. Die Bundesrepublik Deutschland ist jedoch schon vom grund-
sätzlichen her kein auf sich selbst bezogenes Gemeinwesen, sondern hat 
vielfältige Beziehungen zu anderen und in andere Staaten. Zwar hat das 
Grundgesetz diese "internationalen" Bezüge nicht unberücksichtigt gelas-
sen2, doch die grundrechtlichen Regelungen sind vorwiegend  für den inner-
staatlichen Bereich konzipiert3. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als exportabhängige Industrienation 
darauf angewiesen, daß sowohl sie selbst, als auch ihre Bürger in Kontakt 
mit dem Ausland treten. Es besteht ein weltweiter, ständig zunehmender 
Personen- und Wirtschaftsverkehr,  der alle Bereiche des staatlichen und ge-
sellschaftlichen Geschehens umfaßt4 und eine starke gegenseitige Abhän-
gigkeit zur Folge hat. Im Fall der Bundesrepublik Deutschland wird dies 

1 Die Grundrechte haben für die Staatsrechtswissenschaft  eine überragende Be-
deutung erlangt, so daß etwa Stern,  Staatsrecht I I I / l , Vorwort, S. VII, die gesamte 
Staatsrechtswissenschaft  zur Grundrechtswissenschaft  gewandelt sieht. Diese Bedeu-
tung der Grundrechte war vom Verfassungsgeber  gewollt, vgl. die Bemerkung des 
Abgeordneten Schmid  (SPD), die Grundrechte sollten das Grundgesetz "regieren", 
JöR 1 n.F. (1951), 42; vgl. auch BVerfG 43,154 (167). 

2 Umfassend und grundlegend Vogel,  Verfassungsentscheidung, S. 1 ff. 
3 Bleckmann,  Staatsrecht II, S. 68. 
4 Statt vieler etwa Friauf\  in: Friauf / Scholz, Europarecht und Grundgesetz, S. 15 

f.; Badura,  AöR 115 (1990), 525 (526 f.). 

2 Elbing 
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noch dadurch verstärkt, daß sie Mitgliedsstaat der Europäischen Gemein-
schaften5 ist. Ein Staat kann die heute zu lösenden Aufgaben nicht mehr 
autark, sondern nur noch in größeren Funktionseinheiten lösen6. Diese fak-
tische Gegebenheit muß sich auch rechtlich  niederschlagen7. Schon das Völ-
kerrecht hat dem Verfassungsgeber  das "Außenkonzept" des modernen 
Staates vorgegeben, und der Verfassungsgeber  mußte es aus Sachzwängen 
heraus akzeptieren. Dies bedingt, daß die Verfassung der Bundesrepublik 
auf diese aus dem internationalen Bereich stammenden Aspekte eingehen 
muß. In diesem Zusammenhang hat Vogel  grundlegende Überlegungen 
über die "offene"  Staatlichkeit der Bundesrepublik angestellt8. Soweit es 
aber speziell um die Grundrechte als Teil des Verfassungsrechts  geht, beste-
hen - soweit ersichtlich - keine umfassenderen ve/f<mw/igyrechtlichen Über-
legungen. Die im Gegensatz zum hergebrachten Nationalstaat stehende9 

integrationsoffene  Staatlichkeit muß sich zwangsläufig auch auf die Grund-
rechte als zentralem Element der Verfassung auswirken; denn selbst wenn 
man den Staat als impermeables Gebilde auffaßt,  das aufgrund des "Verfas-
sungskonzepts der Außenstaatlichkeit" "völkerrechtssynchronisiert"  ist, sich 
also im Bereich des Staates eine Außenorientierung findet, so muß dies im 
Bereich der Gesellschaft10, deren Sphäre die Grundrechte vorwiegend 
schützen sollen, erst recht gelten. Die Grundrechte müssen also erst recht 
auf den internationalen Aspekt eingehen, denn die durch die Grundrechte 
gesicherte Gesellschaft ist per se grenzüberschreitend, weil die gesell-
schaftlichen Bedürfnisse, die privatrechtlichen Beziehungen, Handel, Ver-
kehr und Informationsflüsse  nicht an den Grenzen haltmachen11. Selbst bei 

Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl vom 18. April 1951, BGBl. 1952 I I S. 447 mit Änderungen; Vertrag zur Grün-
dung der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  vom 25. März 1957, BGBl. I I S. 766 
mit Änderungen; Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
25. März 1957, BGBl. I I S. 1914 mit Änderungen; rechtlich handelt es sich auch nach 
dem sog. Fusionsvertrag vom 8. April 1965, BGBl. I I S. 1454, um drei getrennte 
Rechtspersonen. Der Kürze halber wird im folgenden aber von "der" EG gespro-
chen. 

6 Isensee, HbdStR, Bd. I, § 13 Rn 148 f. (S. 649 f.); Bernhardt,  DÖV 1977, 457; 
Hesse, Grundzüge, Rn 109; Tomuschat,  VVDStRL 36 (1978), 7 (18). 

7 Friauf,  in: Friauf / Scholz, Europarecht und Grundgesetz, S. 16. 
o 

Klaus Vogel,  Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für die interna-
tionale Zusammenarbeit, S. 1 ff.;  zustimmend etwa Friauf,  in: Friauf / Scholz, Euro-
parecht und Grundgesetz, S. 17 Fn 21 m.w.N. 

9 Vogel  hat jeweüs in seiner idealtypischen Form den "offenen"  Staat dem "ge-
schlossenen" Staat gegenübergestellt; vgl. Vogel,  Verfassungsentscheidung, S. 33. 

10 Isensee, HbdStR, Bd. I, § 13 Rn 151 (S. 650 f.). 
11 Isensee, HbdStR, Bd. I, § 13 Rn 151 (S. 650 f.); zur Internationalität der Gesell-

schaft dezidiert Kaiser,  Stichwort: Staatslehre, in: Staatslexikon. Band 5, Sp. 192. 
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dieser Auffassung  ergibt sich die Notwendigkeit, den grenzüberschreitenden 
Aspekt der Grundrechte zu betrachten. 

Dieser im Tatsächlichen anzusiedelnde Befund insbesondere durch den 
grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr  und Tourismus bedingter fakti-
scher internationaler Verflechtungen bewirkt rechtlich  eine vielschichtige 
Gemengelage u, in der verschiedene Rechtsordnungen einen Sachverhalt zu 
regeln beanspruchen13. Als solche Rechtsordnungen sind zu nennen 

- das nationale inländische Recht, und zwar Verfassungsrecht  und einfa-
ches Gesetzesrecht, 

- das nationale Recht anderer Staaten, ebenfalls jeweils Verfassungsrecht 
und einfaches Recht, 

- das Völkerrecht, 
- das Recht der Europäischen Gemeinschaften, 
- sonstiges supranationales Recht14 sowie 
- nichtstaatliches supranationales Recht15. 

Der Blick darf  sich aber nicht auf die intergouvernementalen Beziehun-
gen beschränken16, wie auch der seit langem bestehende Einfluß Privater 
auf die Außenkontakte von Staaten17 zu bedenken ist. Bei den nationalen 
Rechten spielen in diesem Zusammenhang vor allem das Verfassungsrecht, 
das internationale Privatrecht, das internationale Prozeßrecht, das interna-
tionale Verwaltungsrecht und das internationale Strafrecht  eine Rolle, die 

12 
Zum Teilaspekt der Gemengelage von Staats- und Völkerrecht Bernhardt, 

VVDStLR 38 (1980), 7 (22 f.); auf die Gemengelage am Beispiel der Gentechnik 
hinweisend Graf  Vitzthum,  Festschrift  Dürig, S. 186 f.; kritisch zum Begriff  der Ge-
mengelage Fiedler,  Festschrift  Schlochauer, S. 70. Ein Beispiel für das Hineinwirken 
des Völkerrechts in das nationale einfache Gesetzesrecht ist BVerwG, DVB1. 1987, 
375 (376 f.). 

Die Verflechtung dieser Rechtsordnungen betont auch Friauf  in: Friauf / 
Scholz, Europarecht und Grundgesetz, S. 16. 

1 4 Z.B. Verwaltungsakte der europäischen Flugsicherungsbehörde "EUROCON-
TROL" auf Grund des Eurocontrol-Vertrages vom 13. Dezember 1960 (BGBl. 1962 
II, S. 2273), vgl. dazu BVerfGE 58,1; 59, 63. 

1 5 Z.B. die codes of conduct, die von internationalen Organisationen geschaffen 
werden und der Rechtsqualität nach dem sog. soft law zuzuordnen sind, etwa der 
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen beschlossene "Kodex über 
wettbewerbsbeschränkende Geschäftspraktiken" vom 22. April 1980; zum Begriff  des 
soft law Verdross  /  Simma,  Universelles Völkerrecht, §§ 654 ff.;  aus verfassungs-
rechtlicher Sicht kritisch zum "soft law" Ermacora,  Festschrift  Willi Geiger II, S. 154. 

1 6 So etwa schon Jellinek,  Staatslehre, S. 121 f.; ferner  Tomuschat,  VVDStRL 36 
(1978), 7 (19) Fn 57. 

1 7 So schon etwa Triepel,  ZaöRV 9 (1939/40), 1; zu den von Privaten geschaffe-
nen Beziehungen neuestens Heintzen,  Auswärtige Beziehungen, S. 96 ff. 


